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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 2. Juni 1967 


An den An den 

Herrn Bundeskanzler Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
310. Sitzung am 2. Juni 1967 beschlossen hat, dem vom 
Deutschen Bundestag am 11. Mai 1967 verabschiedeten 


Architektengesetz 

— Drucksachen V/64, V/306, V/1651 — 


nicht zuzustimmen und 

vorsorglich zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel der Auf- 
hebung des Gesetzesbeschlusses des Bundestages einberufen 
wird, falls sich ergeben sollte, daß das Gesetz nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf. 


Begründung 

Für eine bundesgesetzliche Regelung besteht kein Bedürfnis, 
weil bereits sechs Länder gesetzliche Regelungen für den 
Architektenberuf getroffen und weitere Länder entsprechende 
gesetzliche Regelungen in Vorbereitung haben. 

Außerdem ist das Gesetz nicht praktikabel, weil es verhindert, 
daß in den, Ländern, in denen keine Landesarchitektengesetze 
ergangen sind, nach seinem Inkrafttreten erstmals eine Tätigkeit 
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unter der Berufsbezeichnung „Architekt" aufgenommen werden 
kann. 

Seine jetzige Fassung stellt auch nicht sicher, daß die „künst- 
lerische Planungsbefähigung", die die weitaus meisten Landes- 
gesetze als Eintragungsvoraussetzung fordern, und die weiteren 
subjektiven Eintragungsvoraussetzungen, wie z. B. Besitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte, keine Leistung des Offenbarungseides 
in den letzten fünf Jahren u. ä., mit Bundesrecht in Einklang 
stehen. 

Da der Gesetzesbeschluß auch nicht in sich geschlossen ist, 
sondern wiederholt auf landesrechtliche Regelungen verweist, 
die zudem von Land zu Land unterschiedlich sein können, leidet 
auch seine praktische Durchführbarkeit an nicht unerheblichen 
Mängeln. 

Der Hinweis, daß das Gesetz erforderlich sei, um gegenüber 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu bundeseinheit- 
lichen Rechtsvorschriften zu kommen, greift deshalb nicht durch. 

Schließlich stehen dem Gesetzesbeschluß aber auch verfassungs- 
rechtliche Bedenken entgegen. Er normiert den standesrecht- 
lichen Schutz der Berufsbezeichnung, regelt aber nicht die wirt- 
schaftliche Tätigkeit der Architekten. Für das Gesetz fehlt es 
also an der Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Sie kann — 
anders als beim Ingenieurgesetz — auch nicht aus Artikel 74 
Nr. 11 GG hergeleitet werden, weil beim Beruf des Architekten 
das künstlerische Element gegenüber dem wirtschaftlichen über- 
wiegt. Der Beruf des Architekten ist herkömmlicherweise nicht 
als Gewerbe, sondern als eine Tätigkeit überwiegend künst- 
lerischer und gestalterischer Art anzusehen. 

Abgesehen davon ist das Gesetz so angelegt, daß es ergänzender 
landesrechtlicher Gesetze bedarf, zu denen die Länder praktisch 
verpflichtet werden sollen; eine solche Verpflichtung ist aber 
verfassungsrechtlich unzulässig. 

Dr. Lemke 


Bonn, den 2. Juni 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 12. Mai 1967 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Lemke 
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